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Stadt Buchholz i.d.N.
Der Bürgermeister DS 11-16/0341.012

Datum: 27.02.2014

Drucksache 
zur Entscheidung

Status:
Federführung:
AZ:
Verfasser/Bearbeiter:

öffentlich
FB 40 - Fachdienst Stadtplanung
40.24/Lau/sp
Herr Lau

Höhenentwicklung im Gewerbegebiet II, Vaenser Heide, Erweiterung
hier: Antrag der Gruppe SPD - Bündnis 90/Die Grünen - Kristian Stemmler sowie der 
Fraktion Buchholzer Liste vom 07.02.2014 (Eingang 14.02.2014)

Beratungsfolge: (Entscheidung durch den Verwaltungsausschuss)

Datum       Gremium Zusatzinformation

12.03.2014 Ausschuss für Stadtplanung, Mobilität, Bauen und Ordnung
20.03.2014 Verwaltungsausschuss

Antrag der Gruppe SPD - Bündnis 90/Die Grünen - K. Stemmler sowie der Fraktion 
Buchholzer Liste:

Der VA der Stadt Buchholz i.d.N. möge beschließen:

Für die Erweiterung des Gewerbegebietes II werden ergänzend zur Geschossigkeit folgende 
Festsetzungen getroffen:

1. Die maximale Gebäudehöhe einschl. Aufbauten ist auf maximal 96 m über NN 
begrenzt.

2. Überschreitungen um 1 m sind für leicht geneigte Gründächer oder aufgeständerte 
Photovoltaikanlagen zulässig.

3. Das Maß der Umrisslinien von Werbeanlagen, die über die zulässige Höhe 
hinausragen, entspricht maximal der Länge der parallelen Gebäudekante.

4. Beleuchtete Werbeanlagen werden von 22:00 bis 07:00 Uhr ausgeschaltet.

Stellungnahme:

Die Verwaltung gibt folgende Empfehlungen ab:

Zu 1

Die Festlegung der maximalen Höhe baulicher Anlagen ist bereits Teil der Festsetzungen 
des Maßes der baulichen Nutzung im Entwurf des Bebauungsplanes Gewerbegebiet II, 
Vaneser Heide, Erweiterung. Eine zusätzliche Festsetzung der maximalen Höhe baulicher 
Anlagen ist grundsätzlich notwendig, da die Höhenbestimmung allein durch Festsetzung der 
Geschossigkeit bei gewerblichen Nutzungen unzureichend ist.
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Besonders der nördliche Rand des Gewerbegebietes ist sehr empfindlich hinsichtlich des 
Eingriffes in das Landschaftsbild und im Nordwesten des Gebietes liegt die größte Höhe 
über NN (im Baufenster 88 m/NN). Die beeinträchtigte Sicht aus der Ortlage Dibbersen wird 
dagegen nicht als außergewöhnlich kritisch angesehen, da der geringste Abstand zwischen 
dem Gewerbeflächen und dem nächstgelegenen Gebäude mit Wohnnutzung (Harburger Str. 
24) in Dibbersen 682 m beträgt. Weiterhin befindet sich dazwischen als Barriere noch die 
„Bundesstraße 75 neu“.

Als gestufte Höhenfestsetzung sind Maximalhöhen von 10, 12,5 und 14,5 m abhängig von 
der Topographie der jeweiligen Teilflächen festgesetzt. Eine verträgliche Regelung zur 
Höhe baulicher Anlagen wurde somit als ein wesentliches Planungsziel bereits sehr 
detailliert entwickelt. Durch einen Höhenplan wurden die festgesetzten Höhen im 
Planungsprozess überprüft. Diese Planunterlage wird zur Beratung des Planentwurfes auch 
den politischen Gremien zur Verfügung gestellt.

Neben den gestuften Höhenfestsetzungen werden auf Basis des grünordnerischen 
Konzeptes weitere Maßnahmen festgesetzt, die zu Sichtverstellungen führen und so 
Blickbeziehungen von Norden - und damit auch vom Ortsrand Dibbersen - auf die 
Gewerbegebietserweiterung einschränken.
Hierzu gehört die Entwicklung einer Baumallee am nördlichen Gewerbegebietsrand, die 
Pflanzung einer Streuobstwiese, die Eingrünung der Gewerbegrundstücke durch strauch- 
und baumdominierte Anpflanzungen und allgemein die Wiederherstellung eines grünen 
Ortsrands durch Baum und Strauchpflanzungen. Die genannten Maßnahmen gewährleisten 
eine wirksame Einbettung des Gewerbegebietes in die offene Landschaft. Störende 
Einblicke in die gewerbliche Gebäudelandschaft werden dadurch minimiert.

Es ist heute bereits festzustellen, dass eine Höhe von 96 m für mehrere ansiedlungswillige 
Betriebe nicht auskömmlich wäre. Im Nordosten des Gebietes sind im ungünstigsten Fall -  
je nach Straßenplanung - nur noch Gebäudehöhen von 7 - 8 m machbar. Damit wäre das 
wesentliche Motiv für diese Gewerbegebietserweiterung – den in Rede stehenden Betrieben 
am Standort Buchholz eine Entwicklungsoption zu ermöglichen – nicht mehr zu halten.
Ferner wird auch aus städtebaulichen Gründen empfohlen die Festsetzung beizubehalten, 
um den künftigen Siedlungsrand architektonisch hochwertig auszubilden zu können. 

Durch die Höhenfestsetzungen sowie die ergänzenden Maßnahmen zur Eingrünung des 
Gebietes kann dass Planungsziel einer Einbindung des Gewerbegebietes in die 
umgebende Landschaft und die bewegte Topographie wirksam entsprochen sowie den 
künftigen Betrieben eine auskömmliche Bebauung sichergestellt werden.

Dem Antrag sollte somit nicht gefolgt werden.

Zu 2

Im Bebauungsplanentwurf ist bereits eine Festsetzung enthalten, welche Ausnahmen für 
Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien und für Maßnahmen zum Schutz von Natur 
und Umwelt zulässt, also z. B. für Solaranlagen oder auch Gründächer. Die Festsetzung 
berücksichtigt das Ziel der Vermeidung von Energieträgern, bei denen luftverunreinigende 
Stoffe frei werden. Im Einzelfall sind hier jedoch im Baugenehmigungsverfahren die 
Anforderungen an das Landschaftsbild zu beachten. Daher wird die Festsetzung als 
„Ausnahme“ in den Plan integriert. 

Es wird empfohlen die im Entwurf vorgesehene Festsetzung beizubehalten und dem Antrag 
nicht zu folgen.
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Zu 3

Für das Plangebiet sind entsprechend des städtebaulichen Konzeptes Rahmenbedingungen 
zur baulichen Gestaltung erforderlich. Um ein unkontrolliertes Ausdehnen der 
gestaltungswirksamen Werbeanlagen zu unterbinden, wird dass Anbringen der Anlagen 
geordnet. Zur Sicherung der Ziele werden daher gem. § 9 (4) BauGB i.V.m. § 66 (1) und 84 
(3) NBauO Gestaltungsvorschriften festgesetzt, welche auch Werbeanlagen umfassen. 

Hiermit  soll verhindert werden, dass in dem Gewerbegebiet Werbeanlagen mit erheblicher 
(und beabsichtigter) Fernwirkung angebracht werden. Für die zulässigen Werbeanlagen auf 
den Grundstücken sind daher Größenbeschränkungen erforderlich, so dass Werbeanlagen 
auf Gebäuden eine Höhe von 2 m über Gebäudeoberkante nicht überschreiten dürfen und 
wechselnde und blinkende Beleuchtung im gesamten Plangebiet unzulässig ist.

Die im Antragstext vorgeschlagene Ergänzung ist sinnvoll und schränkt insbesondere die 
maximale Länge der Werbeanlagen ein. Daher wurde die Gestaltungsvorschrift dahingehend 
ergänzt, dass das Maß der Umrisslinien von Werbeanlagen, die über die zulässige 
Gebäudehöhe hinausragen, maximal der Länge der parallelen Gebäudekante entsprechen 
darf.

Dem Antrag kann gefolgt werden.

Zu 4

Die im Bebauungsplanentwurf getroffenen Festsetzungen sind bereits restriktiver, als die 
im südlich angrenzenden Gewerbegebiet II getroffenen Festsetzungen, insbesondere im 
Hinblick auf die Leuchtkörper und Wellenlängen. Weitere Vorschriften werden nicht 
empfohlen, auch vor dem Hintergrund der großen Entfernung zur nächsten Wohnbebauung 
und der Gleichbehandlung. Es gibt außerdem auf Grund der Erfahrungen in den 
vorhandenen Gewerbegebieten keinen Anlass für derartige Restriktionen. 
Dem Antrag sollte somit nicht gefolgt werden.

Finanzielle Auswirkungen:

Keine

Anlage:
Antrag der Gruppe SPD - Bündnis 90/Die Grünen - K. Stemmler sowie der Fraktion 
Buchholzer Liste vom 07.02.2014 
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